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Ausschuss für Haushaltskontrolle 
 
 
26. Sitzung (öffentlicher Teil)1 

3. Juni 2025 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:32 Uhr bis 13:57 Uhr 

14:19 Uhr bis 14:22 Uhr 

 

Vorsitz:  Rainer Schmeltzer (SPD) 

Protokoll: Lara Jähnke 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 10: Förderprogramm Moderne Sportsstätte 2022 mangelhaft 
umgesetzt (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 1] und 
Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 2]) 5 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3860 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3937 

– Wortbeiträge 

 
1 vertraulicher Sitzungsteil mit der Beratung zu TOP 4 siehe vAPr 18/77 
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Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP 
und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 12: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die Keller der 
Staatsanwaltschaften (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 3] 
und Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN [s. Anlage 4]) 7 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3861 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3945 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD, FDP und 
AfD zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 17: Personalkosten im Verwaltungsbereich der Universitätsklinika 
optimierbar (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5]) 10 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3862 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD zu. 

4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 11: Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale Trainingszentren 
der Polizei NRW (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 6] 
und Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN [s. Anlage 7]) 11 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3551 
Vertrauliche Vorlage 18/147 

Bericht 
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/146 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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5 Verschiedenes 12 

hier: Terminplan für das Jahr 2026 (Tischvorlage [s. Anlage 8]) 

Der Ausschuss stimmt den in der Tischvorlage genannten 
Terminen für das Jahr 2026 mit den Stimmen aller Fraktionen 
zu [s. Anlage 8]. 

* * * 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 10: Förderprogramm Moderne Sportsstätte 2022 mangelhaft umge-
setzt (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 1] und Beschlussvor-
schlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 2]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3860 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3937 

Für die Verausgabung von Selbstbewirtschaftungsmitteln sei die Zweckbestimmung 
des Titels vor- und der zeitliche Umfang nachrangig, erläutert Dirk Wedel (FDP) hin-
sichtlich des FDP-Beschlussvorschlages. Er verweise dazu auf die Kommentierung von 
Dr. Nobert Dittrich zur „Bundeshaushaltsordnung mit Schwerpunkt Zuwendungsrecht“, 
§ 15, Erläuterung 5.8. Nichtsdestotrotz stelle sich der Sachverhalt jedoch deutlich dar: 
Die Staatskanzlei selbst habe als Laufzeit des Programms „Moderne Sportstätte 2022“ 
den Zeitraum 2019 bis 2022 angegeben, unter anderem in dem Projektaufruf sowie 
unter Punkt III der Projektpräsentation. 

Die in den Beschlussvorschlägen geäußerten Rechtsauffassungen, ob Selbstbewirt-
schaftungsmittel über einen Zeitraum hinaus verausgabt werden dürften, prallten ebenso 
aufeinander wie die der Staatskanzlei und des Landesrechnungshofs. Als gegenteiliges 
Beispiel nenne er das Programm „Gute Schule 2020“: Nach Ablauf der Projektzeitraums 
am 31.10.2020 seien keine weiteren, dafür zweckbestimmten Selbstbewirtschaftungs-
mittel verausgabt worden. 

Für das Programm „Gute Schule 2020“ habe der Haushaltsgesetzgeber die Mittel nicht 
verlängert, erwidert Simon Rock (GRÜNE). Dagegen stünden für das Programm „Mo-
derne Sportstätte 2022“ durch eine Mehrheitsentscheidung haushaltsrechtlich auch 
über das Jahr 2023 hinaus Selbstbewirtschaftungsmittel zur Verfügung. 

Das Haushaltsgesetz und die Landeshaushaltsordnung stünden hierarchisch nicht 
übereinander; bei beiden handle es sich um einfachgesetzliche Regelungen. Womög-
lich der Kommentierung zur Landeshaushaltsordnung zu entnehmende Regelungen 
höben die Mehrheitsentscheidung des Haushaltsgesetzgebers nicht auf. 

Für die Verausgabung von Selbstbewirtschaftungsmitteln sei die Erfüllung der Zweck-
bestimmung des Titels vorrangig, bekräftigt Dirk Wedel (FDP), und diese liege nicht 
vor. 
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Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP 
und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 12: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die Keller der Staats-
anwaltschaften (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 3] und Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. An-
lage 4]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3861 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/3945 

Die Frage des Vorsitzenden Rainer Schmeltzer, ob die derzeit vorliegende Neufas-
sung des Beschlussvorschlags der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
einen Kompromiss darstelle, verneint Dirk Wedel (FDP). Er sehe keine Grundlage für 
die politischen Ausführungen in dem Beschlussvorschlag, da der Erlass „Behandlung 
und Verwertung von eingezogenen oder verbotenen Waffen, von Munition und Jagd-
geräten sowie polizeirechtlich sichergestellten Gegenständen“ des Innenministeriums 
vom 24.03.2004 die Verwertung eingezogener Waffen regle. 

Seiner Auffassung nach umfasse der Erlass keine Waffen nach § 40 Waffengesetz, 
widerspricht Simon Rock (GRÜNE). Dies entspreche im Prinzip allen nicht frei ver-
käuflichen Waffen. 

Es sei weder richtig noch politisch opportun, wenn die öffentliche Hand auf dem freien 
Markt Kriegswaffen, Gewehre, Pistolen oder andere Waffen verkaufe. Ausweislich der 
Verkaufsangebote auf ihrer Website, tue dies auch die VEBEG GmbH – eine Treu-
handgesellschaft des Bundes – nicht. Niemand könne wollen, dass diese Waffen an-
schließend womöglich bei Straftaten verwendet würden. Der Justizminister könne dies 
nicht verantworten. Eine politische Positionierung zu der entsprechenden Forderung 
des Landesrechnungshofs halte er daher für geboten. 

Da der Erlass anscheinend nicht der Haltung der Koalition entspreche, rechnet Dirk 
Wedel (FDP) damit, dass das Innenministerium diesen dementsprechend zurückzie-
hen werde. 

Er verstehe den Erlass grundlegend anders: Ziffer 4.1.2 des Erlasse ziehe immer die 
Vernichtung aller Waffen im Sinne des § 40 Waffengesetz nach sich. Das Gegenteil 
wäre vollkommen widersinnig. Daher gehe es nur darum, ob der VEBEG GmbH alle 
weiteren Waffen angeboten werden könnten. 
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Stefan Zimkeit (SPD) fragt, warum der letzte Satz des derzeitigen Beschlussvor-
schlags der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen besage, dass sie sich 
einen Verkauf eingezogener Waffen an die VEBEG GmbH vorstellen könnten, obwohl 
Herr Rock die Meinung vertrete, dass diese die Waffen sowieso nicht verkaufen würde. 

Der letzte Satz sei im Vorfeld nach einem Hinweis der FDP-Fraktion aufgenommen 
worden, antwortet Simon Rock (GRÜNE). Da die Fraktionen von CDU und Bündnis 
90/Die Grünen davon ausgingen, dass die VEBEG GmbH solche Verkäufe ohnehin 
nicht tätige, rege er die Streichung dieses Satzes an. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer bittet einen Vertreter des Innenministeriums, zu dem 
Erlass und den unterschiedlichen Auslegungen auszuführen. – RD Thomas Wecker 
(IM) weist darauf hin, dass die Federführung für diesen Bereich beim Ministerium der 
Justiz liege. Er sei zu dem Erlass nicht sprechfähig. Falls gewünscht, könne er einen 
Nachbericht in Aussicht stellen. 

Dirk Wedel (FDP) hält es für problematisch, dem Erlass seinen konkreten Anwen-
dungsbereich zu entnehmen. Zum Beispiel verweise Ziffer 4.1 auf von Gerichten und 
Kreispolizeibehörden eingezogene Waffen, 

„[…] die mit der Rechtskraft der Entscheidung in das Eigentum des Staates 
übergegangen sind (§ 74e StGB, § 26 OWiG) […]“. 

Er frage sich auch, warum es zu von Gerichten eingezogenen Waffen einen Erlass 
des Innenministeriums gebe. 

Aus dem Erlass gehe klar hervor, dass Waffen der VEBEG GmbH unter bestimmten 
Voraussetzungen angeboten werden müssten. Daher erübrige sich die politische Dis-
kussion über deren Verwertung. Die FDP habe den Erlass in dem Beschlussvorschlag 
genannt, da er weder in den bisherigen Beratungen noch in den Vorlagen berücksich-
tigt worden sei. Womöglich hielte der Landesrechnungshof ihn aber auch für nicht ein-
schlägig. 

Der Landesrechnungshof habe Veräußerungen von Waffen nicht gefordert, sondern 
eine Verständigung zwischen den Ministerien des Innern und der Justiz zu diesem 
Thema angeregt, betont LMR’in Sabine Porrmann (LRH). Es gehe darum, hinsicht-
lich einer möglichen Verwertung von wertvollen Waffen auch Wirtschaftlichkeitsas-
pekte einzubeziehen, und nicht darum, alle Waffen auf dem freien Markt anzubieten. 

In dem Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen sei 
hingegen von einer Forderung des LRH die Rede, eingezogene Waffen zu veräußern, 
statt sie zu vernichten. Sie würde eine Formulierung bevorzugen, die der Intention des 
Landesrechnungshofe auch entspreche. 

Auf Nachfrage des Vorsitzenden Rainer Schmeltzer verkündet Marc Blondin (CDU), 
die Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen hätten sich gerade darauf geeinigt, 
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den letzten Satz ihres derzeitigen Beschlussvorschlags zu streichen, den restlichen 
Text aber so zu belassen. 

Die in dem Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
kolportierte Forderung des Landesrechnungshofs gebe es nicht, bekräftigt Stefan 
Zimkeit (SPD). Dies könne schriftlich nachvollzogen werden. Er bitte die regierungs-
tragenden Fraktionen, ihre Formulierung in dem Beschlussvorschlag entsprechend zu 
ändern. 

Simon Rock (GRÜNE) verweist daraufhin auf das Protokoll der letzten Sitzung des 
Ausschusses, APr 18/913. In dieser habe Dr. Uwe Hähnlein, Direktor beim Landes-
rechnungshof, gesagt: 

„Die ablehnende Argumentation des Ministeriums der Justiz bezüglich einer 
Veräußerung von Waffen ließe sich auf nach einer Straftat sichergestellte 
Kfz übertragen; diese wiesen ein ähnlich hohes Gefährdungspotenzial wie 
Waffen auf, da die Gefahr stets von Personen und nicht von Gegenständen 
ausgehe, jedoch würden sie nicht verschrottet. Aus Sicht des LHR sollten 
Waffen und Kfz in diesem Sinne gleichbehandelt werden.“ 

Er könne diese Aussage nur als Forderung des Landesrechnungshofs, Waffen zu ver-
äußern, verstehen. 

Vor der Abstimmung stellt Vorsitzender Rainer Schmeltzer fest, dass in dem derzei-
tigen Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen der 
folgende Satz wieder gestrichen werde: 

„Vor diesem Hintergrund hält der Ausschuss eine Veräußerung eingezoge-
ner Waffen nur an die VEBEG GmbH, einer 100%-igen Tochtergesellschaft 
des Bundes, für vertretbar.“ 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP 
und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD, FDP und 
AfD zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 17: Personalkosten im Verwaltungsbereich der Universitätsklinika 
optimierbar (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP [s. Anlage 5]) 

Vorlage 18/2842  

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen  
Vorlage 18/3862  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und AfD zu. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2023 

 Beitrag 11: Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale Trainingszentren 
der Polizei NRW (Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP [s. Anlage 6] und Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. An-
lage 7]) 

Vorlage 18/2842 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/3551 
Vertrauliche Vorlage 18/147 

Bericht 
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/146 

Da in den geplanten Wortbeiträgen auf die vertraulichen Vorlagen eingegangen wer-
den solle, weist Vorsitzender Rainer Schmeltzer darauf hin, dass für die Beratung 
die Vertraulichkeit hergestellt werden müsse. Die Abstimmung erfolge in öffentlicher 
Sitzung. 

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe vAPr 18/77.) 

Der Ausschuss lehnt den Beschlussvorschlag der Fraktion der 
FDP mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP 
und AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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5 Verschiedenes 

hier: Terminplan für das Jahr 2026 (Tischvorlage [s. Anlage 8]) 

Der Ausschuss stimmt den in der Tischvorlage genannten Ter-
minen für das Jahr 2026 mit den Stimmen aller Fraktionen zu 
[s. Anlage 8]. 

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

8 Anlagen 
17.06.2025/17.06.2025 



FDP-Landtagsfraktion       02.06.2025 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 10 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Förderprogramm moderne Sportsstätten 2022 
mangelhaft umgesetzt 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

verwaltungsmäßige Abwicklung des Förderprogrammes „Moderne 

Sportstätte 2022“ durch die NRW.BANK geprüft hat. Der Ausschuss 

nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Staatskanzlei 

(StK) keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt hat, um zu 

prüfen, ob die Abwicklung des Förderprogramms durch landeseigenes 

Personal wirtschaftlicher gewesen wäre. 

Des Weiteren nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass die NRW.BANK 

die ihr übertragenen Aufgaben teilweise nicht ordnungsgemäß erledigte 

und dass die StK den Sportausschuss im Jahr 2023 nicht ausreichend 

transparent über die Abwicklung des Förderprogramms informierte. 

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die StK ihrer eigenen 

Einschätzung nach keinerlei Ressourcen gehabt habe, das 

Förderprogramm selbst abzuwickeln und die Akquise von zusätzlichem 

Personal für die anfallenden Aufgaben mit einem hohen zeitlichen 

Aufwand verbunden gewesen wäre. 

Der Ausschuss begrüßt, dass die StK zugesichert hat, bei zukünftigen 

Aufgabenübertragungen eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

durchzuführen. 

Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der LRH die nach dem 

31.10.2023 erfolgten Bewilligungen von Zuwendungen als 

haushaltsrechtlich nicht vertretbar erachtet. Gleichzeitig erkennt der 

Ausschuss an, dass der Haushaltsgesetzgeber die Mittel für das 

Förderprogramm zur Selbstbewirtschaftung freigegeben und die 

Landesregierung dadurch ermächtigt hat, diese Haushaltsmittel auch über 
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das jeweilige Haushaltsjahr hinaus einzusetzen – unter der 

Voraussetzung, dass sie zweckentsprechend verwendet werden. 

Maßgeblich dafür ist die Zweckbestimmung des jeweiligen Titels. Diese ist 

hier zunächst auch von der Landesregierung so verstanden worden, dass 

die 300 Millionen Euro für das Förderprogramm bis zum Ende des Jahres 

2022 zur Verfügung stehen. Dies ist beispielsweise dem Förderaufruf vom 

20.09.2019 zu entnehmen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 10 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Förderprogramm moderne Sportsstätten 2022 
mangelhaft umgesetzt 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

verwaltungsmäßige Abwicklung des Förderprogrammes „Moderne 

Sportstätte 2022“ durch die NRW.BANK geprüft hat. Der Ausschuss 

nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die Staatskanzlei 

(StK) nach Ansicht des LRH keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

durchgeführt hat, um zu prüfen, ob die Abwicklung der Förderprogrammes 

durch landeseigenes Personal wirtschaftlicher gewesen wäre. 

Des Weiteren nimmt der Ausschuss zur Kenntnis, dass die NRW.BANK 

nach Auffassung des LRH die ihr übertragenen Aufgaben teilweise nicht 

ordnungsgemäß erledigte. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die StK ihrer 

eigenen Einschätzung nach keinerlei Ressourcen gehabt habe, das 

Förderprogramm selbst abzuwickeln. 

Der Ausschuss begrüßt, dass die StK zugesichert hat, bei zukünftigen 

Aufgabenübertragungen - sofern dies als sinnvoll und effizient erachtet 

wird - eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen. Darüber 

hinaus stellt der Ausschuss fest, dass die StK gemeinsam mit der 

NRW.BANK die ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben sichergestellt 

hat. 

Der Ausschuss widerspricht der Einschätzung des LRH, dass die im 

Rahmen des Förderprogrammes bereitgestellten Mittel aufgrund seines 

Namens nur bis 2023 zur Verfügung standen. Vielmehr hat der 

Haushaltsgesetzgeber entschieden, die verbliebenen Mittel der StK zur 

Selbstbewirtschaftung zuzuweisen und die Landesregierung dadurch 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 15 -
 

APr 18/921
 Anlage 2, Seite 1



ausdrücklich ermächtigt, diese Haushaltsmittel auch über das jeweilige 

Haushaltsjahr hinaus einzusetzen, da der Haushaltsplan dies 

ausdrücklich erlaubt und damit den Regelungen der 

Landeshaushaltsordnung NRW entspricht. Die Mittel konnten somit auch 

nach Ablauf des jeweiligen Haushaltsjahres weiterhin für die intendierten 

Zwecke verausgabt werden. 
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FDP-Landtagsfraktion       02.06.2025 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 12 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die 
Keller der Staatsanwaltschaften 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Asservatenverwaltung in der Justiz geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 

zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die ordnungsgemäße 

Verwahrung von Asservaten nicht flächendeckend gegeben war und 

Optimierungspotenziale in der Wirtschaftlichkeit der 

Asservatenverwaltung bestehen. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium der Justiz (JM) gemeinsam 

mit dem Ministerium des Innern (IM) Möglichkeiten einer mittel- bis 

langfristigen Zentralisierung der Asservatenverwaltung prüft. 

Hinsichtlich des Umgangs mit eingezogenen Waffen weist der Ausschuss 

auf den geltenden Erlass „Behandlung und Verwertung von eingezogenen 

oder verbotenen Waffen, von Munition und Jagdgeräten sowie 

polizeirechtlich sichergestellten Gegenständen“ des IM vom 24.03.2004 

hin. Danach sind unter bestimmten Voraussetzungen Waffen der VEBEG 

GmbH, einer 100%-igen Tochtergesellschaft des Bundes, zum Kauf 

anzubieten. 
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CDU-Landtagsfraktion       02.06.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 12 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Waffen, Drogen, Kinderwagen: ein Blick in die 
Keller der Staatsanwaltschaften 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Asservatenverwaltung in der Justiz geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als 

zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die ordnungsgemäße 

Verwahrung von Asservaten nach Einschätzung des LRH nicht 

flächendeckend gegeben war und Optimierungspotenziale in der 

Wirtschaftlichkeit der Asservatenverwaltung bestehen. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das Ministerium der Justiz (JM) gemeinsam 

mit dem Ministerium des Innern (IM) eine Machbarkeitsstudie zum 

Umgang mit Gefahrenstoffen in der Asservatenverwaltung durchführt und 

Maßnahmen ergriffen hat, um die Asservatenverwaltung wirtschaftlicher 

zu gestalten. 

Der Ausschuss hält es für sinnvoll, dass das JM gemeinsam mit dem IM 

eine Machbarkeitsstudie zur Bündelung der Asservatenverwaltung in 

einer Hand durchführt. 

Der Ausschuss widerspricht der Forderung des LRH, eingezogene Waffen 

zu veräußern, statt sie zu vernichten. Die Wirtschaftlichkeit solcher 

Maßnahmen ist nicht der einzige vom JM zu berücksichtigender Maßstab; 

vielmehr sind auch Aspekte der öffentlichen Sicherheit sowie ethische und 

reputationsbezogene Gesichtspunkte einzubeziehen.  
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CDU-Landtagsfraktion       28.05.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 17 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Personalkosten im Verwaltungsbereich der 
Universitätsklinika optimierbar 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Personalkosten im Verwaltungsbereich der sechs Universitätsklinika (UK) 

des Landes geprüft hat. Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis 

zur Kenntnis, dass die vom LRH ermittelten Kennzahlen im 

Personalbereich teilweise stark variieren und in bestimmten Bereichen 

Verbesserungsbedarf besteht. 

Der Ausschuss begrüßt, dass die betroffenen UK Untersuchungen ihrer 

Verwaltungsorganisationsstrukturen eingeleitet und Maßnahmen zur 

Optimierung ergriffen haben. 
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FDP-Landtagsfraktion       02.06.2025 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 11 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale 
Trainingszentren der Polizei NRW 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg eine Prüfung des 

Regionalen Trainingszentrums (RTZ) Dortmund mit verschiedenen 

Schwerpunkten durchgeführt hat. Der Ausschuss erkennt als zentrales 

Ergebnis der Prüfung an, dass die Kapazitäten der RTZ weit über das 

ursprünglich durch das Innenministerium (IM) kalkulierte Soll 

hinausgingen und dass der LRH in diesem Zusammenhang ein 

Auslastungscontrolling als notwendig erachtet.  

Der Ausschuss teilt die grundlegende Entscheidung des IM, nicht in jedem 

Polizeibezirk Trainingskapazitäten vorzuhalten, sondern diese an 

regionalen Standorten zu zentralisieren. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das IM seine ursprüngliche 

Kapazitätsplanung aufgrund der Prüfung nach oben angepasst sowie 

Maßnahmen zur Erhöhung der Auslastung der RTZ begonnen und das 

Auslastungscontrolling konkretisiert hat. 

Der Ausschuss hält es für wichtig, dass das IM seine Kapazitätsplanung 

auch in den kommenden Jahren kontinuierlich überprüft und dabei 

veränderte Rahmenbedingungen berücksichtigt. Es sollte sichergestellt 

sein, dass die Anzahl der geplanten Trainingszentren und Module dem 

Bedarf entspricht. 
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CDU-Landtagsfraktion       02.06.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 03.06.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 11 
Jahresbericht 2024 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2023: Weiterbauen ohne hinzuschauen? Regionale 
Trainingszentren der Polizei NRW 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg eine Prüfung des 

Regionalen Trainingszentrums (RTZ) Dortmund mit verschiedenen 

Schwerpunkten durchgeführt hat. Der Ausschuss erkennt als zentrales 

Ergebnis der Prüfung an, dass die Ressourcenplanung nach Auffassung 

des LRH künftig stärker an die tatsächlichen Gegebenheiten angepasst 

werden sollte, um eine effiziente Relation zwischen Mitteleinsatz und 

Trainingsoutput zu erreichen. 

Der Ausschuss merkt an, dass die Kapazitätsplanung in der 

Entstehungsphase des RTZ-Konzepts ab 2009 weit über den damaligen 

Bedarf hinaus ging. Der Ausschuss teilt jedoch die grundlegende 

Entscheidung des Ministeriums des Innern (IM), nicht in jedem 

Polizeibezirk Trainingskapazitäten vorzuhalten, sondern diese an 

regionalen Standorten zu zentralisieren. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das IM die Kapazitätsplanung vor dem 

Hintergrund der gestiegenen Anforderungen und aktuellen 

sicherheitspolitischen Herausforderungen für die Polizei überarbeitet hat 

und dem Ausschuss den daraus resultierenden Kapazitätsbedarf – 

insbesondere im Hinblick auf Umfang und Intensität der Trainings – 

transparent dargelegt hat. 

Der Ausschuss begrüßt zudem, dass das IM Maßnahmen zur Erhöhung 

der Auslastung der RTZ begonnen und das Auslastungscontrolling 

konkretisiert hat. 
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Der Ausschuss hält es für wichtig, dass das IM seine Kapazitätsplanung 

auch in den kommenden Jahren kontinuierlich im Blick behält. Dabei sollte 

regelmäßig überprüft werden, ob die Anzahl der benötigten 

Trainingszentren und Module dem aktuellen Bedarf entspricht und ob 

gegebenenfalls Anpassungen an veränderte Rahmenbedingungen 

erforderlich sind. 

Der Ausschuss stellt fest, dass die Einstellungen der Planungen am RTZ 

Recklinghausen nicht, wie vom LRH postuliert, wirtschaftlich ist, da die 

wegfallenden Kapazitäten nicht durch die übrigen RTZ auffangbar sind 

und darüber hinaus erhebliche Mehraufwendungen entstehen würden, 

insbesondere im Hinblick auf Reisezeiten und personelle Ressourcen. 
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7 

r 

 

 

 
Terminplan 2026 
- 1. Jahreshälfte - 

Ausschuss für 
Haushaltskontrolle 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  

Januar    1 2 3 4 
Weihnachtsferien bis 06.01 

sitzungsfrei 

 5 6) 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

 12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche 

 19 20 21 22 23 24 25 Sitzungswoche 

Februar 26 27 28 29 30 31 1 Sitzungswoche 

 2 3 4 5 6 7 8 Sitzungswoche 

 9 10 11 12 13 14 15 Sitzungsfrei 

 16 17 18 19 20 21 22 Sitzungsfrei  

März 23 24 25 26 27 28 1 Sitzungswoche 

 2 3 4 5 6 7 8 Sitzungswoche 

 9 10 11 12 13 14 15 Sitzungswoche 

 16 17 18 19 20 21 22 Sitzungswoche 

 23 24 25 26 27 28 29 Sitzungswoche 

April (30 31 1 2 3 4 5 
Osterferien 30.03. - 11.04. 

sitzungsfrei 

 6 7 8 9 10 11) 12 sitzungsfrei 

 13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche 

 20 21 22 23 24 25 26 Sitzungswoche 

Mai 27 28 29 30 1 2 3 Sitzungswoche 

 4 5 6 7 8 9 10 Sitzungswoche 

 11 12 13 14 15 16 17 Sitzungswoche 

 18 19 20 21 22 23 24 Sitzungswoche 

 25 (26) 27 28 29 30 31 
Pfingstferien 26.05. 

sitzungsfrei 

Juni 1 2 3 4 5 6 7 Sitzungswoche 

 8 9 10 11 12 13 14 Sitzungswoche 

 15 16 17 18 19 20 21 Sitzungswoche 

 22 23 24 25 26 27 28 Sitzungswoche 

Juli 29 30 1 2 3 4 5 Sitzungswoche 

 

 = Ausschuss für ..., gestrichelt = Bedarfstermin 

 = Plenarsitzungstage 

( ) = Schulferien 
 _ = Bundesrat (bei Drucklegung noch nicht bekannt) 
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Terminplan 2026 
- 2. Jahreshälfte - 

Ausschuss für 
Haushaltskontrolle 

 Mo Di Mi Do Fr Sa So  

 6 7 8 9 10 11 12 Sitzungswoche 

 13 14 15 16 17 18 19 Sitzungswoche  

 (20 21 22 23 24 25 26 Sommerferien 20.07.- 01.09. 
sitzungsfrei 

August 27 28 29 30 31 1 2 sitzungsfrei 

 3 4 5 6 7 8 9 sitzungsfrei 

 10 11 12 13 14 15 16 sitzungsfrei 

 17 18 19 20 21 22 23 sitzungsfrei 

 24 25 26 27 28 29 30 sitzungsfrei 

September 31 1) 2 3 4 5 6 sitzungsfrei  

 7 8 9 10 11 12 13 Sitzungswoche 

 14 15 16 17 18 19 20 Sitzungswoche 

 21 22 23 24 25 26 27 Sitzungswoche 

Oktober 28 29 30 1 2 3 4 Sitzungswoche 

 5 6 7 8 9 10 11 Sitzungswoche 

 12 13 14 15 16 17 18 Sitzungswoche 

 (19 20 21 22 23 24 25 Herbstferien 19.10 - 31.10. 
sitzungsfrei 

November 26 27 28 29 30 31) 1 sitzungsfrei 

 2 3 4 5 6 7 8 Sitzungswoche 

 9 10 11 12 13 14 15 Sitzungswoche 

 16 17 18 19 20 21 22 Sitzungswoche 

 23 24 25 26 27 28 29 Sitzungswoche 

Dezember 30 1 2 3 4 5 6 Sitzungswoche 

 7 8 9 10 11 12 13 Sitzungswoche 

 14 15 16 17 18 19 20 Sitzungswoche 

 21 22 (23 24 25 26 27 Weihnachtsferien 23.12.- 06.01. 
sitzungsfrei 

Januar 28 29 30 31 1 2 3 Sitzungsfrei 

 

 = Ausschuss für ..., gestrichelt = Bedarfstermin 

 = Plenarsitzungstage 

( ) = Schulferien 
 _ = Bundesrat (bei Drucklegung noch nicht bekannt) 
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